
19. Beilage im Jahre 1969 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 19

Gesetz
über eine Abänderung des Sammlungsgesetzes

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen:

Das Sam m lungsgesetz, LGBl. Nr. 16/1948, 
w ird abgeändert w ie folgt:

1. Im § 2 ist in  der lit. a am Ende der Punkt 
durch einen Strichpunkt zu ersetzen. Fer­
ner ha t die lit. b  zu lauten:
,,b) der V ertrieb  von W aren  mit dem H in­

weis, daß der E rtrag  ganz oder te il­
w eise zu gem einnützigen oder m ild­
tä tigen  Zwecken verw endet w ird oder 
daß dadurch solche Zwecke auf andere 
W eise gefördert w erden."

2. Der § 3 ha t zu lauten:

„§ 3
Den Bestim m ungen dieses Gesetzes 

un terliegen  nicht
a) Sammlungen, die für kirchliche Zwecke 

von einer gesetzlich anerkann ten  Kirche 
oder Religionsgesellschaft un ter ihren 
M itgliedern oder in den zum G ottes­
dienst benützten  Räum en durchgeführt 
w erden,

b) die von den T eilnehm ern einer ge­
schlossenen V eranstaltung  oder von 
Personen, die sich zur V erfolgung 
gem einsam er In teressen  lose oder v e r­
einsm äßig zusam m engefunden haben, 
un te r sich durchgeführten Sammlungen; 
darun ter fallen z. B. auch ortsübliche 
Sam m lungen für Glückstöpfe,

c) A ufforderungen zu Spenden, solange 
sie ganz allgem ein gehalten  sind, also 
insbesondere keine näheren  A ngaben 
über die zur Entgegennahm e der Spen­
den bestim m te Stelle enthalten,

d) die übliche A nw erbung un terstü tzender 
M itglieder durch V ereine."

3. Im § 5 Abs. 1 lit. a sind die W orte „die Ge­
m eindevertretung" durch die W orte „der 
G em eindevorstand" zu ersetzen.

4. Der § 8 hat zu lauten:

„§ 8
Die in diesem  G esetz geregelten  Auf­

gaben der G em einde sind solche des eige­
nen W irkungsbereiches."

5. Im § 9 hat der Abs. 1 zu lauten:
„(1) W er entgegen den Bestimmungen 

dieses Gesetzes eine öffentliche Sammlung 
durchführt oder den Bestim m ungen des § 4 
Abs. 3, § 5 Abs. 4 oder § 6 oder den auf 
Grund dieses G esetzes erlassenen  Beschei­
den zuw iderhandelt, begeht eine V erw al­
tungsübertretung  und ist von der Bezirks­
verw altungsbehörde mit einer G eldstrafe 
bis zu 6000 S oder m it A rrest bis zu drei 
M onaten zu bestrafen. Bei erschw erenden 
U m ständen können beide S trafen neben­
einander verhäng t w erden."

6. Im § 9 Abs. 2 h a t die lit. b zu lauten:
,,b) w er einer nach § 7 Abs. 2 angeord­

neten  V erw altung G egenstände ganz 
oder teilw eise entzieht oder die V er­
w altung auf andere W eise verh indert 
oder erschwert,"

7. Im § 9 h a t der Abs. 4 zu lauten:
„(4) Der E rtrag einer nicht bew illigten 

Sammlung oder ein bestim m ungsw idrig 
verw endeter Sam m lungsertrag s ind  f ü r  v e r -  
fallen zu erklären . Sind sie nicht m ehr faß­
bar, so ist auf eine G eldstrafe in gleicher 
Höhe zu erkennen."

8. Der § 10 hat zu entfallen.
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B e r i c h t

M it der vorgesehenen  A bänderung des 
Sam m lungsgesetzes, LGBl. Nr. 16/1948, soll in 
erster Linie die erforderliche A npassung an 
die Bestim m ungen der Bundes-V erfassungs- 
gesetznovelle 1962 vorgenom m en und der 
eigene W irkungsbereich der Gem einde be­
zeichnet w erden. D aneben sollen in m ehreren  
Bestim m ungen kleine Ä nderungen durch­
geführt werden.

Zu Z. 1:
Die Ergänzung des bisherigen § 2 lit. a ist 

notw endig, weil sich seine Fassung als zu eng 
erw iesen hat. Nicht nur der V ertrieb  von W a­
ren  mit dem Hinweis, daß der Ertrag (der in 
einem  engeren Sinn als R einertrag  verstanden  
w erden könnte) gem einnützigen oder m ild­
tä tigen  Zwecken zufließt, sondern jeder H in­
weis auf solche Zwecke (z. B. der Hinweis, daß 
das H erausgeberhonorar für derartige Zwecke 
verw endet wird) soll die Bewilligungspflicht 
begründen.

Zu Z. 2:
Die N eufassung des § 3 lit. a beruht dar­

auf, daß der bisherige Text (§ 8) dem Art. 15 
des S taatsgrundgesetzes über die allgem einen 
Rechte der S taatsbürger, RGBl. Nr. 142/1867, 
nicht voll entsprochen hat.

Die Bestimmung des § 3 lit. c stellt eine 
A bänderung der b isherigen lit. b dar. Die 
gegenw ärtig  bestehende sachlich nicht begrün­
dete und daher im Hinblick auf den Gleich­
heitssatz der V erfassung bedenkliche un ­
gleiche Behandlung von Sam m elaufrufen ganz 
allgem einer Art, die durch Presse und Rund­
funk verb re ite t w erden  und solchen, die auf 
andere W eise ergehen, soll entfallen. Des­
gleichen soll die in der bisherigen lit. b en t­
haltene Bestimmung über A ufforderungen zu 
Spenden, die lediglich der U nterstützung einer 
bereits nach dem Sam m lungsgesetz bew illig­
ten  Sammlung dienen, entfallen. Ob und auf 
welche A rt eine bew illigte Sammlung durch 
Sam m elaufrufe un terstü tz t w erden darf, ergibt 
sich aus der Sam m lungsbewilligung, in der 
gemäß § 5 Abs. 2 lit. b des Sam m lungsgesetzes 
„die Art, in w elcher die bew illigte Sammlung 
durchzuführen ist", festgelegt w erden muß.

Zu Z. 3:
Die B egründung der Zuständigkeit des 

G em eindevorstandes anstelle jen er der Ge­
m eindevertretung  geschieht einer A nregung 
des V orarlberger G em eindeverbandes en tsp re­

chend aus G ründen der V erw altungsverein­
fachung.

Zu Z. 4:
Nach Art. 118 Abs. 2 B.-VG. und § 16 Abs. 1 

GG. um faßt der eigene W irkungsbereich der 
Gemeinde alle A ngelegenheiten, die im aus­
schließlichen oder überw iegenden Interesse 
der in ihr verkö rperten  örtlichen Gemeinschaft 
gelegen und geeignet sind, durch die Gem ein­
schaft innerhalb ih rer örtlichen Grenzen b e­
sorgt zu w erden.

Aus dem im § 1 Abs. 1 des Sam m lungs­
gesetzes festgelegten Grundsatz, daß jede 
öffentliche Sammlung der behördlichen Bew il­
ligung bedarf, und den für die Erteilung einer 
Sam m lungsbew illigung aufgezählten Erforder­
nissen des V orhandenseins eines hinreichen­
den öffentlichen Bedürfnisses und einer en t­
sprechenden Leistungsfähigkeit der B evölke­
rung (§ 4 Abs. 1) geht hervor, daß durch das 
Sam m lungsgesetz jener Personenkreis, an den 
sich eine bestim m te öffentliche Sammlung rich­
tet, vor sozial ungerechtfertig ter und ü b er­
m äßiger Beanspruchung bew ahrt w erden  soll. 
Dies ist der prim äre und überw iegende Zweck 
des Sam m lungsgesetzes. Er ist auch in den 
Erläuternden Bem erkungen der Regierungs­
vorlage angeführt (vgl. die 2. Beilage zu den 
stenographischen Protokollen des XVI. V or­
arlberger Landtages, 1948). Daneben soll das 
Sam m lungsgesetz sicherstellen, daß Sam m lun­
gen nur durchgeführt werden, w enn dadurch 
das A nsehen des Landes und der Frem den­
verkehr (§ 4 Abs. 1) nicht geschädigt w erden.

W eder der Schutz des A nsehens des Lan­
des noch der Schutz des Frem denverkehrs als 
gesam thafte Erscheinung sind A ngelegenhei­
ten, die im ausschließlichen oder überw iegen­
den In teresse der örtlichen Gemeinschaft ge­
legen sind. Es verb leib t somit allein die Frage, 
ob und w ann der Schutz des von einer 
bestim m ten Sammlung betroffenen B evölke­
rungskreises spezifisch örtliche In teressen  be­
rührt. Ihre B eantw ortung hängt davon ab, wie 
groß der durch eine Sammlung angesprochene 
Personenkreis ist. W ird eine Sammlung nur 
im Gebiet einer Gem einde abgehalten, so w ird 
der gesetzliche Schutz nur für die Bewohner 
d ieser G em einde w irksam , überörtliche In te r­
essen w erden kaum  betroffen. Lautet die 
Sam m lungsbew illigung hingegen auf einen 
größeren als den Gemeindebereich, so ist die 
ausschließliche oder überw iegende Beziehung 
zu einer einzelnen Gemeinde nicht m ehr ge­
geben. Die V ollziehung des Sam m lungsgeset-
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zes hinsichtlich solcher Sam m lungen kann da­
her nicht m ehr im eigenen W irkungsbereich 
der Gem einde gelegen sein.

Da der Schutz der Bevölkerung vor sozial 
unbegründeten  und zu häufigen Sammlungen 
der Hauptzweck des Sam m lungsgesetzes ist, 
ergibt das A bw ägen des Interesses der Ge­
m einde am Schutz ih rer Bewohner gegen die 
überörtlichen In teressen  d er Erhaltung des 
A nsehens des Landes und des Frem denver­
kehrs bei Sammlungen, die auf das Gebiet 
einer Gemeinde beschränkt bleiben, ein Ü ber­
gewicht des erstgenannten. Das heißt jedoch 
noch nicht, daß alle Sam m lungen dieser A rt 
von der G em einde im eigenen W irkungs­
bereich zu bew illigen und zu überw achen sind. 
Beispielsw eise übersteig t es die Leistungs­
fähigkeit der Durchschnittsgem einde zu p rü ­
fen, ob an einem  bestim m ten O rt in A frika ein 
hinreichendes öffentliches Bedürfnis an der 
Errichtung einer Schule oder eines K ranken­
hauses besteh t und zu kontro llieren , ob die 
gesam m elten M ittel auch wirklich hiefür v e r­
w endet w erden.

Aus dem G esagten ergib t sich, daß die 
V ollziehung des Sam m lungsgesetzes insofern 
dem eigenen W irkungsbereich der Gemeinde 
zuzuordnen ist, als es sich um Sam m lungen 
handelt, die sich nur auf den Bereich der Ge­

m einde erstrecken und deren Ertrag in der 
Gem einde verw endet w erden soll. Damit fällt 
aber die Grenze des eigenen W irkungsberei­
ches auf dem G ebiete des Sam m lungswesens 
m it der vom  Sam m lungsgesetz in seiner b is­
herigen Fassung getroffenen A bgrenzung der 
Z uständigkeit zwischen der G em eindevertre­
tung (jetzt G em eindevorstand) und der Lan­
desregierung zusammen. Zu den von der Ge­
m einde im eigenen W irkungsbereich zu besor­
genden A ufgaben zählen die Erteilung der 
Sam m lungsbew illigung gem äß § 5 Abs. 1 lit. a 
und, sow eit die G em einde Bew illigungs­
behörde ist, auch die M aßnahm en nach § 5 
Abs. 3, § 6 und § 7.

Zu Z. 5 bis 7:
Inhaltlich w ird die Strafbestim m ung des 

Sam m lungsgesetzes durch die vorgesehenen 
A bänderungen kaum  berührt. Es handelt sich 
im w esentlichen um gesetzestechnische V er­
besserungen.

Zu Z. 8:
Die im b isherigen § 10 en thaltenen  Schluß­

bestim m ungen sind gegenstandslos gew orden. 
Ihr Ausscheiden aus dem G esetzestext er­
scheint daher zweckdienlich.

Bregenz, am 17. Jun i 1969
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